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Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


Die Ausfälle der deutschfeindlichen Polen erinnern an 1939: 


Immer nachzugeben 
nutzt nichts, Frau 
Bundeskanzlerin! 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


3618 ° 39. Jahrgang » Juli 2007 


BRAVO, 


Herr Buhrow! 


»Die umstrittene polni- 
sche Karikatur ist ge- 
schmacklos. Aber sie 
hat einen wahren Kern, 
wenn man sie mit deut- 
schen statt mit polni- 
schen Augen sieht. Die 
Kaczynski-Zwillinge 
nähren sich ja wirklich 
an ihrem westlichen 
Nachbarn, also uns. 


Mehr als 60 Milliarden 
Euro erhält Polen von 
der EU an Zuschüs- 
sen für seine Landwirt- 
schaft. Und eine ähnli- 
che Summe fließt von 
Deutschland als Netto- 
Beitrag an die EU. 


Berlin — Brüssel — War- 
schau, so fließen — na- 
türlich grob vereinfacht 
— die Milliarden. Und 
es wird sich auch nicht 
ändern. Die Regierung 
wird sich diplomatisch 
auf die Lippe beißen 
und Experten werden 


m iT I 
BWIN m 


Das Titelbild der polnischen Zeitschrift »Wprost« vom Montag, dem 25.6.2007. 


Gehässig und widerwärtig 


bei uns Verständnis 
fordern für die histori- 
schen Empfindlichkei- 
ten der Polen. 


Apropos historische 
Empfindlichkeiten: Mini- 
sterpräsident Jaroslaw 
Kaczynski verglich heu- 
te Deutschland indirekt 
mit der Nazi-Zeit.« 


Der Tagesthemen-Moderator Tom 
Buhrow in der Sendung am 26.6.2007 


— aber leider wahr 


Den Artikel zu diesem Titelbild 
schrieb Mariusz Muszynski, der 
Beauftragte des polnischen Außen- 
ministers für die deutsch-polnische 
Zusammenarbeit (!!!). Das erinnert 
an den polnischen Marschall Rydz- 
Smigly im Sommer 1939: 


»Polen will den Krieg mit 
Deutschland, und Deutschland 
wird ihn nicht vermeiden kön- 
nen, selbst wenn es das wollte.« 


AUS DEM INHALT: 


Q Wird Polen von 
Wahnsinnigen regiert? S.3 


I Dokumente 
zur Zeitgeschichte 
Q Wenn Polen den 
Frieden gewollt hätte ... S. 6-7 
Q Neue Klage gegen Deutschland 
in Vorbereitung S. 12 


S. 5+8 
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Das offene Wort 


Diese EU wird 
scheitern 


Der Auftritt der polnischen Kac- 
zynski-Brüder beim jüngsten 
EU-Gipfel gab nur einen Vor- 
geschmack auf das, was wir 
erleben werden, wenn es in 
Zukunft in der EU um wirklich 
überlebenswichtige Fragen der 
Nationen geht. 


Mit »qualifizierter Mehrheit« 
kann dann dieses EU-Mon- 
strum der Minderheit (also zum 
Beispiel uns Deutschen) Geset- 
ze und Zahlungen aufzwingen, 
gegen die wir machtlos sind. 


Die frühere britische Premier- 
ministerin Margret Thatcher 
hatte schon recht, als sie in ih- 
rem Buch »Downing Street No. 
10« auf Seite 1030 schrieb: 


»Der beste Weg zu einer 
erfolgreichen Europäischen 
Gemeinschaft ist die freiwil- 
lige und aktive Zusammen- 
arbeit zwischen unabhän- 
gigen, souveränen Staaten 
(...). Europa ist stärker, wenn 
Frankreich Frankreich und 
Großbritannien Großbritan- 
nien bleibt, jedes mit seinen 
eigenen Gebräuchen, seiner 
eigenen Tradition und seiner 
eigenen Identität. Es ist eine 
Torheit, sie in das Raster 
irgendeiner fiktiven europäi- 
schen Identität zu pressen.« 


Diese Torheit wird aber von der 
demokratisch nicht legitimier- 
ten EU laufend praktiziert und 
soll durch die geplante (nur 
umbenannte) EU-Verfassung 
noch ausgeweitet werden. 


Daran wird die EU scheitern, 
weil sich die jeweils betroffe- 
nen Völker und Nationen in 
jeder kommenden Notlage ge- 
gen diese Fremdbestimmung 
wehren werden. Die Frage 
ist nur, wie lange es bis dahin 
noch dauert. 


Sabine Möller 
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Polnische Infamie ohne 


Beispiel 


Es ist verantwortungsvoll und al- 
ler Achtung wert, wenn die Briten 
entschlossen ihre Eigenständig- 
keit behaupten wie auch dies- 
mal auf dem EU-Gipfel, wenn 
Franzosen und Niederländer die 
Verfassungsvorlage für einen 
Superstaat der Ameisenvölker 
ablehnen, wenn Tschechen die 
Rückgabe nationaler Kompeten- 
zen an ihr Parlament verlangen. 


Was sich Jaroslaw Kaczyinski al- 
lerdings als Chef einer anti-deut- 
schen und anti-russischen War- 
schauer Regierung erlaubte, als 
er das Verlangen nach Überbe- 
wertung des polnischen Stimm- 
rechtes gegenüber Deutschland 
mit sechs Millionen Toten seiner 
Nation aus dem Zweiten Welt- 
krieg begründete, war an Infamie 
nicht mehr zu übertreffen. 


Hier offenbarte sich der wahre 
Ungeist polnischer Politik, dem 
die deutsche Bundesregierung 
jahrzehntelang nur mit Leisetre- 
terei und finanziellen Wohltaten 
begegnet ist, und das mit gleich- 
zeitiger Schmähung der eigenen 
Staatsbürger, die von Polen aus 
der Heimat vertrieben und ihres 
Eigentums beraubt worden sind. 


Hätte Polen 1939 den 
Frieden gewollt ... 


Ohne die sechs Millionen Kriegs- 
toten hätte Polen heute vielleicht 
44 Millionen Einwohner. Ohne 
Krieg säßen diese 44 Millionen 
auf angestammtem Staatsge- 
biet ohne dem okkupierten Ost- 
deutschland. Deutschland verlor 
im Zweiten Weltkrieg Millionen 
mehr Menschen als Polen, nicht 
nur auf den Schlachtfeldern, son- 
dern auch durch die alliierten 
Terrorangriffe auf \NVohnviertel 
der Städte, durch Flucht, Vertrei- 
bung und Folter durch die Sieger 
von 1945 und danach. Die aller- 
meisten dieser beklagenswerten 
Opfer trugen an ihrem Schicksal 


SPIEGEL DER ZEIT 


Titelseite der »Najwyzczy Czas« im März 2007 


ebensowenig Schuld wie die ums 
Leben gekommenen Polen. 


Ohne Krieg hätte Deutschland auf 
seinem angestammten Staatsge- 
biet ohne Landraub sicher um die 
100 Millionen Einwohner. 


Was soll also dieser haßerfüllte 
Irrsinn des polnischen Regie- 
rungschefs? 


Aber vielleicht müssen wir ihm 
sogar dankbar sein: Er öffnet all 
jenen sanftmütigen, bußfertigen 
und nationalmasochistischen 
Deutschen endlich die Augen, die 
Polen jahrzehntelang gefüttert, 
gestreichelt und gelabt haben und 
ihnen wie Helmut Kohl fahrlässig 
sogar in die EU verholfen haben. 

Johanna Grund, 


ehemaliges Mitglied des 
Europäischen Parlaments 


Zum Nachdenken: 


»Hätte Polen nicht die 
Jahre 1939 bis 1945 
durchgemacht, wäre 
es heute ein Staat mit 
einer Bevölkerung von 


66 Millionen. (...) Wir 
wollen nur, was uns 


genommen wurde.« 


Jaroslaw Kaczynski zur 
Begründung seiner Forderung 
nach mehr Stimmengewicht 
Polens in der EU 
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Wird Polen von Wahnsinnigen regiert? 
Ministerpräsident Kaczynski droht mit dem »Schlimmsten« 


»Polen wird ganz offen- 
sichtlich von Wahnsinnigen 
regiert«, stellte der Berli- 
ner »Tagesspiegel« vom 
29.6.2007 im Leitartikel von 
Harald Martenstein fest. 


Das polnische Volk habe unse- 
re Solidarität verdient, denn es 
könne nichts dafür. Aufgrund 
geringer Wahlbeteiligung wäre 
diese Regierung nur von 20 
Prozent der Polen gewählt wor- 
den. Die oppositionellen Polen 
hätten ihrem Ministerpräsiden- 
ten übrigens den Spitznamen 
»Stalin« gegeben. Dieser »Sta- 
lin« habe sich so über die deut- 
schen Medien geärgert, daß er 
sich folgendermaßen geäußert 
habe (Zitat aus dem »Tages- 
spiegel«): 

»Ich warne die deutschen Re- 
gierenden. Deutschland darf 
keine Äußerungen tolerieren, 
die zum Schlimmsten führen 
könnten: zu einem Unglück 
in Europa und damit auch zu 
einem Unglück, das die Deut- 
schen selbst betreffen wird.« 


Nähme man das ernst, könnte 
man es nur als Kriegsdrohung 
verstehen. Denn was sonst 
sollte wohl gemeint sein mit 
dem »Schlimmsten«? Was ist 
wohl das »Schlimmste«? 


»Zum ersten Mal seit 1945 
droht ein Staat des demokrati- 
schen Europas seinem Nach- 
barn — und Bündnispartner! 
— verklausuliert mit Gewalt«, 
stellt der »Tagesspiegel« fest — 
nicht ganz richtig, wenn wir an 
die Drohungen des ehemaligen 
polnischen Staatspräsidenten 
Lech Walesa denken (vgl. UN 
7/1990). 


Weiter der »Tagesspiegel«: 
»Was die deutsche Kriegs- 
schuld betrifft, die in Deutsch- 
land Schulstoff ist und jeden 
Tag im Fernsehen vorkommt 


Polens 
Ministerpräsident 


Jaroslaw Kaczynski: 


»Ich warne 
die deutschen 
Regierenden. 


Deutschland 
darf keine 
Äußerungen 
tolerieren, 

die zum 
Schlimmsten 
führen 
könnten: zu 
einem Unglück 
in Europa und 
damit auch 

zu einem 
Unglück, das 
die Deutschen 
selbst betreffen 
wird.« 


(Einschub der UN: Leider ver- 
logen und verfälscht!), so dient 
sie der gekränkt explodieren- 
den und dabei Schwaden von 
Vorurteilen, Wirrniß und Dumpf- 
heit freilassenden Königskar- 
toffel von Warschau nur dazu, 
Vorteile herauszuschlagen. Als 
nächstes werden sie verlangen, 
daß Miroslav Klose und Lukas 
Podolski bei der nächsten EM 
für Polen Fußball spielen, daß 
alle Klaus-Kinski-Filme als pol- 
nisch gewertet werden und daß 
wir ihnen, damit Jaroslaw end- 
lich eine Braut hat, Katja Eb- 
stein ausliefern, die in Wahrheit 
Karin Witkiewicz heißt.« 


»Ist das schon Irrsinn, Herr 
Doktor, oder geht das noch als 
Dummheit durch?« fragt zu al- 
lem der »Tagesspiegel«-Leit- 
artikler, der erfreulicherweise 
offenbar vom Bußfertigkeits- 
Syndrom gegenüber Polen ge- 
heilt ist, aber von der Geschich- 
te keine Ahnung hat. 


Bereits vor dem Ersten Welt- 
krieg kursierten in Polen Land- 
karten, auf denen Polen bis zur 
Elbe ausgedehnt eingezeichnet 
war. 


Die beiden Kaczynskis handeln 
also voll in der Tradition aller ih- 
rer Vorgänger. Sie haben sich 
eingegliedert in den urpolni- 
schen Größenwahn, der immer 
dann zum Ausbruch kommt, 
wenn die Polen meinen, daß sie 
es sich — dank Unterstützung 
starker Verbündeter, damals 
England und Frankreich, heute 
der USA - leisten können. 


Zuvor mußten diese leidvollen 
Erfahrungen nur Polens Nach- 
barn machen, Ostdeutsche, 
Litauer, Ukrainer, Tschechen 
— nun, man verfolgt es mit 
klammheimlicher Freude, lernt 
auch Europa die Polen in ihrem 
uneinsichtigen Hochmut ken- 
nen. 


POLNISCHE DROHUNGEN 
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Selbst Juncker platzte der Kragen 


Polens Ultimatum: »Quadratwurzel oder der Tod!« 


Mit dieser dramatischen For- 
derung schockte der polnische 
Ministerpräsident Jaroslaw 
Kaczynski schon vor Beginn 
des jüngsten EU-Gipfels seine 
europäischen Amtskollegen. 


Es ging dabei um die Stimmen- 
anzahl der einzelnen EU-Länder 
im Ministerrat. Zur Zeit gilt noch 
die im »Nizza-Vertrag« ausge- 
kungelte Regelung, nach der z.B. 
die Bundesrepublik Deutschland 
mit 82,4 Millionen Bürgern 29 
Stimmen im Ministerrat hat, Po- 
len aber, obwohl nur 38,2 Millio- 
nen Einwohner, 27 Stimmen. 


Das nun geplante Prinzip der 
»doppelten Mehrheit« schwä- 
che Polen im Vergleich zu die- 
ser Nizza-Stimmengewichtung 
und stärke Deutschland. Das 
Rechenmodell auf der Basis der 
Quadratwurzel aus der Bevölke- 
rungszahl sei gerechter für die 
kleinen und mittleren Länder. 
Also gab der polnische Mini- 
sterpräsident seinem Zwillings- 
bruder, dem Staatspräsidenten 
Lech Kaczynski, in altbekanntem 
polnischem Hochmut die Losung 
mit nach Brüssel: »Quadratwur- 
zel oder der Tod!« 


Der Gipfel in Brüssel hatte noch 
nicht begonnen, da ging es 
beim vorbereitenden Treffen der 
christdemokratisch-konservati- 
ven Regierungschefs wegen der 
antideutschen Ausfälle der Polen 
schon hoch her. 


Der luxemburgische Premier- 
minister Jean-Claude Juncker, 
ein ausgewiesener Europäer, 
schlug sogar mit der Faust auf 
den Tisch, weil er die Vorwürfe 
aus dem fernen Warschau nicht 
mehr hören könnte, Deutschland 
habe den Polen »unermeßliches 
Leid« zugefügt und die polni- 
schen Kriegs- und Holocaust- 
Opfer begründeten ein größeres 
Stimmengewicht Polens in der 
EU. 


Jean-Claude Juncker, 
Premierminister Luxemburgs 


Mehrere europäische Regie- 
rungschefs reagierten fassungs- 
los auf die Äußerungen Kaczyns- 
kis. Es sei »absurd«, heutige 
Stimmrechte auf vergangenes 
Leid zu gründen, erklärte Däne- 
marks Regierungschef Anders 
Fogh Rasmussen. Auch Ungarns 
Ministerpräsident Ferenc Gyurc- 
sany kritisierte: »Polen sollte un- 
bedingt den Eindruck vermeiden, 
daß es sich bei seinen Forderun- 
gen um einen historischen Scha- 
densersatz handelt. Darum geht 
es überhaupt nicht.« 


Juncker, der die Polen schon 
mehrfach vor antideutschen Res- 
sentiments gewarnt hatte, platz- 
te der Kragen. Er redete frei und 
wurde laut. »Ohne Deutschland 
wäre Polen kein EU-Mitglied«, 
schimpfte er. Das sei das Ver- 
dienst Kohls, und auch der von 
Warschau angefeindete Schrö- 
der sei ein Freund Polens. Die 
Attacken des polnischen Pre- 
miers seien »unglaublich«. Am 
Ende dieser Standpauke hatte 
Juncker den Saal hinter sich: Alle 
spendeten Applaus, berichtete 
die Presse. 


Was Juncker leider 
vergessen hat: 


Man könnte diesen Vorhaltungen 
Junckers noch viel mehr hinzufü- 
gen, wir nennen nur einige Bei- 
spiele: 


WIR ERINNERN ...! 


Wir erinnern an die Kriegstrei- 
ber-Politik Polens, das 1939 
alle deutschen Friedens- und 
Lösungsvorschlage vom Tisch 
wischte. 


Wir erinnern an das völker- 
rechtswidrige Verbrechen der 
Vertreibung und an das uner- 
meßliche Leid und den Tod vieler 
der Millionen vertriebenen Deut- 
schen 1945 und danach. 


Wir erinnern an das bis heute 
andauernde polnische Unrecht 
des Land- und Eigentumsraubs. 


Trotzdem deutsche 
Buße ohne Ende 


Wir erinnern an den Kniefall von 
Willy Brandt in Warschau. 


Wir erinnern an den bußfertigen 
Bundespräsidenten von Weiz- 
säcker, der die brutale Vertrei- 
bung den Polen zuliebe als »er- 
zwungene \Wanderschaft« ver- 
harmloste. 


Wir erinnern an die bundesre- 
publikanische, wenn auch völker- 
rechtlich nichtige Anerkennung 
der Oder-Neiße-Grenze. 


Wir erinnern daran, daß die heu- 
tige wie vorher die rot-grüne Bun- 
desregierung bei Eigentums- und 
Entschädigungsklagen von deut- 
schen Vertriebenen nicht deren 
Interessen, sondern die der Po- 
len vertritt. 


Wir erinnern an die 100 Millionen 
Euro EU-Gelder, die noch beim 
EU-Gipfel im Dezember 2005 
den mitteldeutschen Grenzregio- 
nen zugedacht wurden, die Frau 
Merkel aber des lieben Friedens 
willen den Polen abtrat — alles 
umsonst. 


Es ist nur zu hoffen, daß die 
vielen deutschen und euro- 
päischen Politiker, die immer 
noch an einer Polen-Psychose 
leiden, durch diese polnische 
Selbstdarstellung nun endlich 


geheilt werden. 
Bruno Unger 
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Polnischer Großmut: Berlin noch deutsch! 
Halbamtliche Postkarte des polnischen »Westmarke-Vereins« aus dem Jahre 1935: 


A KAŻDY Z WAS W DUSZY SWEJ MA ZIAR- 

NO en PRAW 2 Ar 
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ND 24 F ai N. 


OLUBLIN 


k \ 
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ACHODN ANI JD m a 
Jcn noch 0 RIES OF POLAND 


NTALE aa Sis UE DE LA POLOGNE 


B 


DOKUMENT ZUR ZEITGESCHICHTE 
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Wenn Polen den Frieden gewollt 
hätte, wäre er erhalten geblieben! 


Wir erinnern an ein Doku- 
ment, daß man in keinem 
polnischen, und erst recht in 
keinem deutschen Schulbuch 
findet: 


Am 31. August 1939, nach mo- 
natelangen, vergeblichen Ver- 
suchen, mit den Polen zu einer 
friedlichen Einigung zu kommen, 
machte die deutsche Reichsre- 
gierung einen letzten Versuch 
zu Rettung des Friedens. 


Am 31.8.1939 um 21.15 Uhr 
bot die Reichsregierung der 
polnischen Regierung einen 16- 
Punkte-Plan zur Beilegung der 
deutsch-polnischen Spannun- 
gen an, der sich wie ein Vorgriff 
auf die heute geltenden Völker- 
rechtsregeln zum Selbstbestim- 
mungsrecht und Minderheiten- 
schutz liest. 


Hier der Text dieser Vorschlä- 
ge, die jeder Deutsche, der an 
die offizielle Lehrmeinung vom 
»deutschen Überfall auf Polen« 
glaubt, sehr ernsthaft lesen soll- 
te. Quelle: Sir Neville Hender- 
son, Fehlschlag einer Mission, 
Berlin 1937 bis 1939 (Zürich 
1940, Seiten 370-374). 


Die deutschen 
Friedensvorschläge in 
letzter Minute: Urteilen 
Sie selbst! 


1. 


Die Freie Stadt Danzig kehrt auf- 
grund ihres rein deutschen Cha- 
rakters sowie des einmütigen 
Willens ihrer Bevölkerung sofort 
in das Deutsche Reich zurück. 


2. 


Das Gebiet des sogenannten 
Korridors, das von der Ostsee 
bis zu der Linie Marienwerder- 
Graudenz-Kulm-Bromberg (die- 
se Städte einschließlich) und 
dann etwa westlich nach Schön- 


Wenn man 

eine Schublade 
aufmacht, muß 
man auch die 
anderen öffnen, 
Herr Kaczynski! 


»Hätte Polen nicht die 
Jahre 1939 bis 1945 
durchgemacht, wäre es 
heute ein Staat mit ei- 
ner Bevölkerung von 66 
Millionen. (...) Wir wollen 
nur, was uns genommen 
wurde. « 


Jaroslaw Kaczynski zur Begründung 
seiner Forderung nach mehr 
Stimmengewicht Polens in der EU beim 
EU-Gipfel im Juni 2007 in Brüssel 


»Polen will den Krieg 
mit Deutschland, und 
Deutschland wird ihn 
nicht vermeiden kön- 
nen, selbst wenn es das 
wollte. « 


Der Generalinspekteur der polnischen 
Armee, Marschall Rydz-Smigly im 
Sommer 1939 in einem Vortrag vor 
polnischen Offizieren 


»Der Kampf zwischen 
Polen und Deutschland 
ist unausbleiblich. Wir 
müssen uns darauf sy- 
stematisch vorbereiten. 
Unser Ziel ist ein neues 
Grunwald, aber diesmal 
ein Grunwald in den 
Vororten von Berlin. (...) 
Unser Ideal ist ein Polen 
im Westen mit der Oder 
und Neiße als Grenze. 
Preußen muß für Polen 
zurückerobert werden, 
und zwar das Preußen 
an der Spree.« 


Die polnische Zeitschrift »Liga für 
Großmacht« am 8.10.1937 


lanke reicht, wird über seine Zu- 
gehörigkeit zu Deutschland oder 
zu Polen selbst entscheiden. 


3. 


Zu diesem Zweck wird dieses 
Gebiet eine Abstimmung vor- 
nehmen. Abstimmungsberech- 
tigt sind alle Deutschen, die am 
1. Januar 1918 in diesem Ge- 
biete wohnhaft waren oder bis 
zu diesem Tage dort geboren 
wurden, und desgleichen alle an 
diesem Tage und in diesem Ge- 
biet wohnhaft gewesenen oder 
bis zu diesem Tage dort gebore- 
nen Polen, Kaschuben usw. Die 
aus diesem Gebiet vertriebenen 
Deutschen kehren zur Erfüllung 
ihrer Abstimmung zurück. 


Zur Sicherung einer objektiven 
Abstimmung sowie zur Gewähr- 
leistung der dafür notwendigen 
umfangreichen Vorarbeiten wird 
dieses erwähnte Gebiet ähnlich 
dem Saargebiet einer sofort zu 
bildenden internationalen Kom- 
mission unterstellt, die von den 
vier Großmächten Italien, Sow- 
jetunion, Frankreich, England 
gebildet wird. Diese Kommission 
übt alle Hoheitsrechte in diesem 
Gebiet aus. Zu diesem Zweck 
ist dieses Gebiet in einer zu 
vereinbarenden kürzesten Frist 
von den polnischen Militärs, der 
polnischen Polizei und den pol- 
nischen Behörden zu räumen. 


4. 


Von diesem Gebiet bleibt aus- 
genommen der polnische Ha- 
fen Gdingen, der grundsätzlich 
polnisches Hoheitsgebiet ist, 
soweit er sich territorial auf die 
polnische Siedlung beschränkt. 


Die näheren Grenzen dieser 
polnischen Hafenstadt wären 
zwischen Deutschland und Po- 
len festzulegen und nötigen- 
falls durch ein internationales 
Schiedsgericht festzusetzen. 


DEUTSCHE FRIEDENSVORSCHLÄGE 
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5. 


Um die notwenige Zeit für die 
erforderlichen umfangreichen 
Arbeiten zur Durchführung einer 
gerechten Abstimmung sicher- 
zustellen, wird diese Abstim- 
mung nicht vor Ablauf von 12 
Monaten stattfinden. 


6. 


Um während dieser Zeit 
Deutschland seine Verbindung 
mit Ostpreußen und Polen sei- 
ne Verbindung mit dem Meere 
unbeschränkt zu garantieren, 
werden Straßen und Eisenbah- 
nen festgelegt, die einen freien 
Transitverkehr ermöglichen. 
Hierbei dürfen nur jene Abgaben 
erhoben werden, die für die Er- 
haltung der Verkehrswege bzw. 
für die Durchführung der Trans- 
porte erforderlich sind. 


7. 


Über die Zugehörigkeit des 
Gebietes entscheidet die einfa- 
che Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 


8. 


Um nach erfolgter Abstimmung — 
ganz gleich, wie diese ausgehen 
möge — die Sicherheit des freien 
Verkehrs Deutschlands mit sei- 
ner Provinz Danzig-Ostpreußen 
und Polen seine Verbindung 
mit dem Meere zu garantieren, 
wird, falls das Abstimmungsge- 
biet an Polen fällt, Deutschland 
eine exterritoriale Verkehrszo- 
ne, etwa in Richtung von Bütow- 
Danzig bzw. Dirschau, gegeben 
zur Anlage einer Reichsauto- 
bahn sowie einer viergleisigen 
Eisenbahnlinie. Der Bau der 
Straße und der Eisenbahn wird 
so durchgeführt, daß die polni- 
schen Kommunikationswege 
dadurch nicht berührt, d.h. ent- 
weder über- oder unterfahren 
werden. Die Breite dieser Zone 
wird auf einen Kilometer festge- 
setzt und ist deutsches Hoheits- 
gebiet. 


Fällt die Abstimmung zugunsten 
Deutschlands aus, erhält Polen 
zum freien und uneingeschränk- 
ten Verkehr nach seinem Hafen 


Gdingen die gleichen Rechte ei- 
ner ebenso exterritorialen Stra- 
Ren- bzw. Bahnverbindung, wie 
sie Deutschland zustehen wür- 
den. 


9. 


Im Falle des Zurückfallens des 
Korridors an das Deutsche 
Reich erklärt sich dieses bereit, 
einen Bevölkerungsaustausch 
mit Polen in dem Ausmaß vorzu- 
nehmen, als der Korridor hierfür 
geeignet ist. 


10. 


Die etwa von Polen gewünsch- 
ten Sonderrechte im Hafen von 
Danzig würden paritätisch aus- 
gehandelt werden mit gleichen 
Rechten Deutschlands im Hafen 
von Gdingen. 


11. 


Um in diesem Gebiet jedes Ge- 
fühl einer Bedrohung auf bei- 
den Seiten zu beseitigen, wür- 
den Danzig und Gdingen den 
Charakter einer Handelsstätte 
erhalten, d.h. ohne militärische 
Anlagen und militärische Befe- 
stigungen. 


12. 


Die Halbinsel Hela, die entspre- 
chend der Abstimmung entwe- 
der zu Polen oder zu Deutsch- 
land käme, würde in jedem Fall 
ebenfalls zu demilitarisieren 
sein. 


13. 


Da die Deutsche Reichsregie- 
rung heftigste Beschwerden ge- 
gen die polnische Minderheiten- 
behandlung vorzubringen hat, 
die Polnische Regierung ihrer- 
seits glaubt, auch Beschwerden 
gegen Deutschland vorbringen 
zu müssen, erklären sich beide 
Parteien damit einverstanden, 
daß diese Beschwerden einer 
international zusammengesetz- 
ten  Untersuchungskommissi- 
on unterbreitet werden, die die 
Aufgabe hat, alle Beschwerden 
über wirtschaftliche und physi- 
sche Schädigungen sowie son- 
stige terroristische Akte zu un- 
tersuchen. 
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14. 


Um den in Polen verbleiben- 
den Deutschen sowie den in 
Deutschland verbleibenden 
Polen das Gefühl der internati- 
onalen Rechtlosigkeit zu neh- 
men und ihnen vor allem die 
Sicherheit zu gewähren, nicht 
zu Handlungen bzw. zu Dien- 
sten herangezogen werden zu 
können, die mit ihrem nationa- 
len Gefühl unvereinbar sind, 
kommen Deutschland und Po- 
len überein, die Rechte der bei- 
derseitigen Minderheiten durch 
umfassendste und bindende 
Vereinbarungen zu sichern, um 
diesen Minderheiten die Er- 
haltung, freie Entwicklung und 
Betätigung ihres Volkstums zu 
gewährleisten, ihnen insbeson- 
dere zu diesem Zweck die von 
ihnen für erforderlich gehalte- 
ne Organisierung zu gestatten. 
Beide Teile verpflichten sich, 
die Angehörigen der Minderheit 
nicht zum Wehrdienst heranzu- 
ziehen. 


15. 


Im Falle einer Vereinbarung auf 
der Grundlage dieser Vorschlä- 
ge erklären sich Deutschland 
und Polen bereit, die sofortige 
Demobilmachung ihrer Streit- 
kräfte anzuordnen und durchzu- 
führen. 


16. 
Die zur Beschleunigung der obi- 
gen Abmachungen erforderli- 
chen weiteren Maßnahmen wer- 
den zwischen Deutschland und 
Polen gemeinsam vereinbart. 


»Deutschland wollte Frie- 
den«: Diese 16-Punkte-Vor- 
schläge der Reichsregierung 
sind auch in der Serie »AUF 
DEM STUNDENPLAN« (Fol- 
ge 16) als Unterrichtsmate- 
rial mit entsprechender Auf- 
gabenstellung veröffentlicht 
worden. Fordern Sie ein In- 
haltsverzeichnis der Serie an: 
UN-Archiv, Postfach 400215, 
44736 Bochum 


DEUTSCHE FRIEDENSVORSCHLÄGE 
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»Unermeßliches Leid«: 
Alles vergessen, Herr Kaczynski? 


Sonderbeiehl 


für die deutsche Bevölkerung der Stadt Bad Salzbruna 
einschließlich Ortsteil Sandberg 


Laut Befehl der polnischen Regierung wird befohlen: 


1. Am 14. Juli 1945 ab 6 bis 9 Uhr wird eine Umsiedlung der 
deutschen Bevölkerung stattfinden. 

2. Die deutsche Bevölkerung wird in das Gebiet westlich des 
Husses Neisse umgesiedelt. 

3. Jeder Deutsche darf höchstens 20 kg F.eisegepäck mitnehmen. 

4. Kein Transpost (Wagen, Ochsen, Pferde, Kühe usw.) 
wird erlaubt. 

5. Das ganze lebendige und tote Inventar in unbeschädigtem 
Zustande bleibt als Eigentum der polnischen Regierung. 

6. Die letzte Umsiedlungsfrist läuft am 14 Juli 10 Uhr ab. 

7. Nichtausfühning des Befehls wird mit schärfsten Strafen 
verfolgt, einschließlich Waffengebrauch. 

8. Auch mit Waffengebrauch wird verhindert Sabotage 
und Plünderung. 

9, Sammelplatz an der Straße Bhf. Bad Salzbrunn, Adelsbacdher 
Weg in einer Marschkolonne zu 4 Personen. Spitze der Kolonne 20 
Meter vor der Ortschaft Adelsbach. 

10. Diejenigen Deutschen, die im Besitz der Nichtevakuierungs- 
bescheinigungen sind, dürfen die Wohnung mit ihren Angehörigen 
in der Zeit von 5 bis 14 Uhr nicht verlassen. 

11. Alle Wohnungen in der Stadt müssen offen bleiben, die 
Wohnungs- und Mausschlüssel müssen nach außen gesteckt werden. 


Bad Salzbııınn, 13. Juli 1945, 6 Uhr 
Ahschnittskommandant 


(-) Zinkowski 
Oberstlestnant 


DOKUMENT ZUR ZEITGESCHICHTE 
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EU: Jetzt sind die Kartoffeln dran 


Die EU-Agrarminister erlauben den Anbau der Gen-Kartoffel 


Der Chemie- und Biotechno- 
logiekonzern BASF darf aller 
Voraussicht nach im nächsten 
Jahr in allen EU-Staaten eine 
gentechnisch veränderte Kar- 
toffel vermarkten, d. h. zum An- 
bau und Verkauf anbieten. 


Der bundesdeutsche Landwirt- 
schaftsminister Seehofer stimm- 
te dem entsprechenden Antrag 
im Rat der 27 Landwirtschaftsmi- 
nister zu, natürlich ohne die deut- 
sche Volksvertretung, den Bun- 
destag, oder gar das betroffene 
deutsche Volk zu fragen. 


Da sich bei der entscheidenden 
Abstimmung der 27 Minister kei- 
ne eindeutige Mehrheit für oder 
gegen die Zulassung ergab, hat 
nun die EU-Kommission die Ent- 
scheidung zu treffen. Diese hat 
bereits angekündigt, der Gen- 
Kartoffel mit dem Namen »Am- 
flora« ihren Segen erteilen zu 
wollen, denn die EU-Lebensmit- 
tel-Fachleute sähen kein Risiko 
und keinen Grund zur Besorgnis. 


Erteilt die EU-Kommission, die- 
ses von niemandem gewählte 
Gremium von Kommissaren, 
die schon begriffsmäßig an 
die Kommissare und das Zen- 
tralkomitee einer vergangenen 
Diktatur erinnern, diese Zulas- 
sung, könnte auch keine künfti- 
ge verantwortungs- und volks- 
bewußte nationale Regierung 
diesen Anbau verbieten, ohne 
gegen das EU-Recht zu versto- 
ßen. Wie bei den berüchtigten 
»EU-Richtlinien« sind die nati- 
onalen Regierungen gezwun- 
gen, diese EU-Vorgaben in na- 
tionales Recht umzusetzen. 


Die Gen-Kartoffel »Amflora« soll 
laut Antrag nur für industrielle 
Zwecke verwendet werden. Sie 
enthält eine bestimmte Form der 
Kartoffelstärke, die Papier- und 
Klebstoffhersteller benötigen. 


Ihr wurde aber auch ein Resi- 
stenz-Gen gegen Antibiotika ein- 


EU = 


uropas 


nglück 
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(als Aufkleber erhältlich) 


gepflanzt, das sie nach Ansicht 
von Natur- und Verbraucher- 
schützern hochgefährlich macht: 


Falls dieses Resistenz-Gen auf 
Bakterien im Magen- und Darm- 
bereich von Tieren und Menschen 
übertragen werde, könnten Arz- 
neien ihre Wirkung verlieren. Eine 
Sprecherin des Bundes für Um- 
welt und Naturschutz (BUND): 


»Der Weg der Gentech-Kartof- 
fel vom Feld über das Tierfut- 
ter auf unsere Teller ist viel zu 
kurz, die Risiken gewaltig.« 


Auch der Bundesverband der 
Verbraucherzentralen warnt vor 
den Gefahren einer möglichen 
Antibiotika-Resistenz und fordert 
ein Anbauverbot. Die Zulassung 
einer Antibiotika-resistenten Kar- 
toffel sei »gegen den Willen der 
Verbraucher gerichtet«. 


Als ob der Volkswille 
etwas zählen würde! 


Mit genmanipuliertem Raps und 
Mais wurde - teils heimlich und 
verschwiegen — gegen den ein- 
deutigen Volkswillen der Anfang 
gemacht, jetzt wird der Reinheit 
eines Grundnahrungsmittels der 


deutschen Küche aus Profitstre- 
ben der Garaus gemacht. 


Niemand kann eine Vermischung 
ausschließen oder garantieren, 
daß diese Labor-Knolle dann 
doch vorsätzlich, fahrlässig oder 
unwissend an Nutztiere verfüttert 
wird und über Fleisch- und Milch- 
produkte in unserem Magen lan- 
det — Dank der EU-Kommission 
und der nationalen Regierungen, 
die sich vertraglich verpflichtet 
haben, nicht selbst zu entschei- 
den, was in ihrem Land erlaubt 
und verboten wird. 


Sind Tiere klüger als 
EU-Kommissare und 
Minister? 

Hier einige Beispiele aus vie- 
len uns und auch allen verant- 
wortlichen Ministern und EU- 
Kommissaren vorliegenden 
Versuchsberichten, was genver- 
änderte Nahrungsmittel bewirken 
können: 


Die Weisheit der Ratten 


»Die Washington Post berichtete, 
daß Nagetiere, die gewöhnlich 
gern Tomaten fressen, die gen- 
technisch veränderten FlavrSavr- 
Tomaten verschmäht hatten, mit 
denen die Wissenschaftler ihre 
Versuchstiere füttern wollten. 
Calgenes Vorstandsvorsitzender 
Roger Salquist sagte über seine 
Tomate: „Glauben Sie mir, man 
könnte ihnen ein Feinschmecker- 
menü daraus zubereiten, und ... 
(sie) würden sie trotzdem nicht 
mögen.“ 


Die Ratten wurden schließlich 
über Magensonden mit den To- 
maten zwangsernährt. Mehrere 
Tiere entwickelten Magenverlet- 
zungen; sieben von vierzig Rat- 
ten starben innerhalb von zwei 
Wochen. Die Tomate wurde zu- 
gelassen.« 


aus » Trojanische Saaten« von Jeffrey M. Smith 
(Orig. »Seeds of Deception«) 


DIE WEISHEIT DER TIERE 
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Die Weisheit der Kühe 


»1998 erntete Howard Vlieger 
auf seiner Farm in Maurice, lowa, 
sowohl konventionellen Mais als 
auch die gentechnisch veränder- 
te Bt-Variante. Er war gespannt 
wie seine Kühe auf den Pestizid 
produzierenden Bt-Mais reagie- 
ren würden, und so füllte er die 
eine Seite seines fast sechs Me- 
ter langen Futtertrogs mit Bt-Mais 
und die andere Hälfte mit dem 
normalen Futter. In der Regel 
fraßen seine Kühe alles auf und 
ließen niemals Reste übrig. Als 
er jedoch 25 Tiere in den Pferch 
ließ, drängelten sich alle auf der 
einen Seite des Troges, in der 
sich der naturbelassene Mais 
befand. Als sie ihn aufgefressen 
hatten, knabberten sie noch ein 
wenig an dem Bt-Mais, überleg- 
ten es sich aber bald anders und 
entfernten sich. 


Einige Jahre später nahm Vlieger 
gemeinsam mit vielen anderen 
Farmern in Ames, lowa, an einer 
Wahlversammlung von Präsi- 
dentschaftskandidat Al Gore teil. 
Besorgt darüber, daß Gore offen- 
bar keine Einwände gegen gen- 
technisch veränderte Nahrung 
hatte, bat Vlieger den Kandidaten 
um Unterstützung für ein kürzlich 
in den Kongreß eingebrachtes 
Gesetz, das eine Kennzeichnung 
von Gennahrung verlangte. Gore 
antwortete, die Wissenschaft- 
ler seien der Meinung, es gebe 
keinen Unterschied zwischen 
gentechnisch veränderter und 
konventioneller Nahrung. Vlie- 
ger erklärte, er sei — bei allem 
Respekt — anderer Meinung, und 
beschrieb wie seine Kühe sich ge- 
weigert hatten, den gentechnisch 
veränderten Mais zu fressen. Am 
Ende der Geschichte meinte er: 
„Meine Kühe sind gescheiter als 
diese Wissenschaftler.“ Im Raum 
brach tosender Beifall aus. Gore 
fragte, ob auch andere Farmer 
festgestellt hätten, daß ihre Tiere 
anders auf das transgene Futter 
reagierten. Ungefähr zehn bis 
zwölf Hände gingen hoch. 
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„Wenn auf einem Feld Genmais 
und konventioneller Mais stand, 
dann hat das Vieh immer erst 
den konventionellen Mais gefres- 


Gale Lush, Nebraska 


„Ein Nachbar hat den neuen Bt- 
Mais angebaut. Als das Vieh auf 
die Felder getrieben wurde, woll- 
te es den Mais einfach nicht fres- 


bk 
sen. Gary Smith, Montana 


„Meine Kühe mögen den offen 
bestäubten Mais lieber als die 
Hybridsorten, aber auch die Hy- 
bridsorten schlagen den Bt-Mais 
noch um Längen.“ 

Tim Eisenbeis, South Dakota 


1999 war in einem Artikel von 
Acres USA zu lesen, daß die 
Kühe sogar durch einen Zaun ge- 
brochen und durch ein Feld mit 
Roundup-Ready-Mais gezogen 
waren, um an den konventionel- 
len Mais zu kommen, den sie 
dann fraßen. Den Genmais rührte 
das Vieh nicht an.« 


GM-FREE Magazine, 
vol. I, no. 3, August/September 1999 


Die EU betreibt 
Falschmünzerei 


Statt aus allen vorliegenden Er- 
fahrungen zu lernen, beugt sich 
die EU dem Profitstreben der 
internationalen Lebensmittelkon- 
zerne und hat ein EU-einheitli- 
ches Bio-Siegel eingeführt, das 
eine glatte Volksverdummung 
darstellt. 


Das ab 2009 EU-weit gelten- 
de Siegel für Bio-Produkte läßt 
ausdrücklich gentechnische Ver- 
änderungen zu, ohne daß die 
Verbraucher darauf hingewiesen 
werden müssen! 


Das beschlossen die Landwirt- 
schaftsminister der EU-Staaten 
am 12.6.2007, wobei sich der 
deutsche Minister Seehofer über 
alle Bedenken von Bundesrat 
und Bundestag hinwegsetzte. 


Eine gentechnische Verunreini- 
gung bis zu 0,9 Prozent muß trotz 
des »Bio-Siegels« nicht auf der 
Bio-Verpackung gekennzeichnet 
werden und ist für den Verbrau- 
cher damit nicht erkennbar. 


Die Weisheit der 
Menschen ... 


... wäre eigentlich immens, 
doch wir haben uns von 
unserem Ursprung in Gott 
und Natur sehr weit ent- 
fernt und lassen uns meist 
von anderen Dingen lei- 
ten. 


Unserer persönlicher (fi- 
nanzieller) Vorteil ist einer 
dieser Gründe, warum wir 
Menschen solch absurde 
Technologien schaffen, 
welche unsere Lebens- 
grundlagen Schritt für 
Schritt zerstören. Gen- 
technologie ist eine dieser 
zerstörerischen Machen- 
schaften. Doch wir haben 
die Wahl. Gerade als Kon- 
sument haben wir diese 
Dinge völlig in der Hand 
und können jeden noch so 
mächtigen Konzern über 
Nacht in die Knie zwingen. 
Wenn wir allerdings zu den 
billigsten Nahrungsmitteln 
greifen fördert das diese 
Machenschaften, wir zer- 
stören in weiterer Folge 
Natur und Mitwelt und müs- 
sen uns auch bewußt sein, 
daß jede Ursache auch 
Auswirkung hat. Denn je- 
des Essen bringt nicht nur 
Nahrung, sondern auch die 
energetische Komponente 
mit. So bestrafen wir uns 
mit solcher Nahrung ja im 
Prinzip selber. 


Für einen Liter Motoröl ist 
jeder bereit 20,- Euro aus- 
zugeben, für unser Salatöl 
nehmen wir aber das Billig- 
ste vom Billigen, welches 
vielleicht 1,- Euro kostet. 


Tiere sind uns hier an- 
scheinend voraus. 


Fritz Loindl, 
INITIATIVE Information — Natur — 
Gesellschaft, A-4882 Oberwang 


NOCH FRAGEN ZUR EU, LIEBE LESER? 
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Zensur ohne Schmerzgrenze! 


Wer das politische Zeitgesche- 
hen verfolgt, der weiß, daß die 
deutschen Vertriebenenverbän- 
de und Landsmannschaften am 
Tropf der öffentlichen Zuschüsse 
hängen, die sie für ihre Kulturar- 
beit erhalten. Vor Jahren schon 
mußten sie ihre Satzungen und 
Programme ändern und ihre ur- 
sprünglichen Ziele aufgeben, um 
weiterhin als »gemeinnützig und 
förderungswürdig« anerkannt zu 
bleiben. 


Es gibt nur wenige Verlage und 
Verbände, die auf diese öffentli- 
che Förderung verzichten, bei der 
alten SPD-Forderung »Verzicht 
ist Verrat!« bleiben und folglich 
auch in den Verfassungsschutz- 
berichten als »rechtsextremi- 
stisch« verunglimpft werden. 


Der Verlag der Wochenzeitung 
»Der Schlesier — Breslauer Nach- 
richten« ist einer dieser politisch 
unkorrekten Heimattreuen. 


Beim großen Schlesiertreffen in 
Hannover vom 28.6. bis 1.7.2007 
wollte dieser Verlag in den Mes- 
sehallen einen Büchertisch auf- 
bauen. Zur Genehmigung mußte 
eine Liste der auszulegenden 
Bücher vorgelegt werden. 


Der Bundesvorstand 
der LM Schlesien als 
Zensurbehörde! 


Über 20 Bücher fielen dieser 
Zensur zum Opfer, deren Ausla- 
ge verboten wurde. Hier einige 
Beispiele: 

e Wilfried Ahrens: »Verbrechen 
an Deutschen — Dokumente 
der Vertreibung« 

e Bolko Freiherr von Richthofen: 
»Kriegsschuldfrage 1939 bis 
1941 — Der Schuldanteil der 
anderen« 

e Werner Maser: »Fälschung, 
Dichtung und Wahrheit — Hitler 
und Stalin« 


L rebe Leser. gAHZ privar: 


»Laßt doch endlich die Vergangenheit ruhen!« 


Wie oft hört man diesen Stoßseufzer bei Gesprächen über Politik, und 
erst recht abends in den Familien vor dem Fernseher, wenn — fast täg- 
lich — wieder irgend so ein Rühr-mich-an-Film oder eine sogenannte 
Dokumentation über die Zeit bis 1945 über den Bildschirm flimmert, 
in dem die Deutschen immer die Verbrecher und die anderen die Gu- 
ten sind. 

Ja, man könnte angesichts des täglichen Mords und Totschlags, der 
weltweiten Kriege und Völkerrechtsverbrechen unserer Tage wirklich 
meinen, es gäbe heute wahrlich Wichtigeres, als sich mit Vorgängen 
vor fast 70 Jahren herumzuschlagen. 


Die Ausfälle des polnischen Ministerpräsidenten beim EU-Gipfel in 
Brüssel haben aber wieder einmal bewiesen, daß wir auch künftig da- 
mit rechnen müssen, daß jeder, der sich Geld, Vorteile oder Vorrechte 
verschaffen will, die Trumpfkarte »Kriegsschuld« ziehen wird. Solan- 
ge die Sieger und ihre deutschen Gefolgsleute die Geschichtsschrei- 
bung bestimmen und volkspädagogisch unerwünschte historische 
Tatsachen indizieren, zensieren und strafrechtlich verbieten, wird sich 
auch nichts daran ändern. 

Die Jungen unter uns werden sich entscheiden müssen: entweder doch 
die Geschichte zu studieren oder weiter zu zahlen, einschließlich ihrer 


h b Kinder. ; j 
noch ungeborenen Kinder. lre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


e James Bacque: »Der geplante 
Tod — Deutsche Kriegsgefan- 
gene in amerikanischen und 
französischen Lagern 1945 bis 
1946« 


Dr. Walter Post: »Die Ursachen 
des Zweiten Weltkrieges — Ein 
Grundriß® der internationalen 
Diplomatie von Versailles bis 
Pearl Harbor« 


Hugo Wellems: »Das Jahrhun- 
dert der Lüge — Von der Reichs- 
gründung 1871 bis Potsdam 
1945« 

Gerd Schultze-Rhonhof: »Der 
Krieg, der viele Väter hatte — 
Der lange Anlauf zum Zweiten 
Weltkrieg« 


UN-Lesen schädigt 
die Unwissenheit, 
gefährdet die 
Nachtruhe und fördert 
das Nachdenken. 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Mai 2006: 


Mai 2007: 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Mai 2007: 3.811.809 ” 
Juni 2007: 3.687.119 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Mai 2007: 1.572.036 ” 
Juni 2007: 1.567.326 ” 


38,660 Millionen ') 
39,462 Millionen ” 


Arbeitssuchende: 
Mai 2007: 
Juni 2007: 


Offene Stellen: 
Mai 2007: 
Juni 2007: 


Staatsverschuldung: 
1.504.103.287.842 Euro ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
1.056 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 


17.6.2007: 
18.7.2007: 


5.400.773 ” 
5.351.631 ” 


642.563 ” 
648.096 ” 


18.211 ? 
18.245 ? 


0 Bundesagentur für Arbeit, 18.7.2007 
2) Bund der Steuerzahler, 18.7.2007 
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Eine neue Klage gegen 
Deutschland in Vorbereitung 


Inderisraelischen Zeitung »Jedioth 
Ahronoth« (JED) vom 30.5.2007 
wurde von einer geplanten Kon- 
ferenz im »Zafta«-Saal in Tel Aviv 
berichtet, in der Angehörigen der 
zweiten Holocaustgeneration die 
Klage vorgestellt werden sollte, 
die gegen Deutschland eingereicht 
werden soll. 


Der »Medienspiegel der Deut- 
schen Botschaft Tel Aviv« vom 
30.5.2007 zitiert: 


»In der Klage wird Deutschland 
aufgefordert, die psychologischen 
Behandlungen von Angehörigen 
der zweiten Generation, die solche 
brauchen, zu finanzieren, wie auch 
in ein Dokumentationsprojekt der 
zweiten Generation zu investieren, 
in dessen Rahmen sie ihre schwe- 
ren Kindheitserlebnisse im Schat- 
ten des Holocaust beschreiben. 

Die Absicht, eine solche Klage ein- 


zureichen, wurde erstmals in JED 
veröffentlicht. Nach der Veröffentli- 


chung gingen bei der Fischer-Stif- 
tung, die hinter der Initiative steht, 
über 2000 Anfragen von Angehö- 
rigen der zweiten Generation aus 
der ganzen Welt ein, die ihrer Be- 
reitschaft Ausdruck gaben, sich der 
Sammelklage anzuschließen. (...) 


Eingereicht wird die Klage vom 
Büro des Vorsitzenden der Stif- 
tung, Rechtsanwalt Gideon Fi- 
scher, in Zusammenarbeit mit Dr. 
Avi Rosenstein und Anwaltsbüros 
in den USA und Deutschland. 


Die Leitung der Stiftung hatte ge- 
hofft, man könne eine außerge- 
richtliche Regelung mit der deut- 
schen Regierung erzielen, und 
es waren zunächst auch positive 
Reaktionen offizieller Vertreter der 
deutschen Regierung eingegan- 
gen. Diese änderten dann jedoch 
ihre Meinung, und deshalb wurde 
die Konferenz einberufen. Die Kla- 
ge wird voraussichtlich in Kürze 
eingereicht werden.« 


Ost-Pommern, Westpreußen, Ost-Brandenburg, West-Posen, Ost-Sachsen, Niederschlesien, Oberschlesien und Sudetenland: 


Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden! 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5- 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1.- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck - in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, fallsbekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


